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TOP I.5  Einführung einer „Schriftsatzform“ im BGB und Anpassung 

weiterer Formvorschriften an den elektronischen Rechts-

verkehr 

 

 

Berichterstatter:  Bayern und Hessen 

 

1. Aufgrund der voranschreitenden Digitalisierung und der zunehmend größer 

werdenden Bedeutung des elektronischen Rechtsverkehrs ist es erforderlich, 

eine Regelung zu schaffen, die gewährleistet, dass materiell-rechtliche Schrift-

formerfordernisse auch durch die Zustellung elektronisch eingereichter pro-

zessualer Schriftsätze eingehalten werden. 

 

2. Zahlreiche Formvorschriften des materiellen Rechts schließen die schriftform-

ersetzende elektronische Form ausdrücklich aus. Angesichts der voranschrei-

tenden Digitalisierung und der wachsenden Bedeutung des elektronischen 

Rechtsverkehrs erscheint es überprüfungswürdig, ob diese Ausschlusstatbe-

stände noch zeitgemäß sind.  

 

3. Die Justizministerinnen und Justizminister der Länder bitten daher den Bundes-

minister der Justiz, eine Regelung vorzuschlagen, wonach materiell-rechtliche 

Schriftformerfordernisse auch durch die Zustellung elektronisch eingereichter 

prozessualer Schriftsätze eingehalten werden, und diejenigen Vorschriften des 

materiellen Rechts, welche die schriftformersetzende elektronische Form aus-

drücklich ausschließen, dahingehend zu überprüfen, ob die Funktionen der 

Schriftform jeweils auch durch die elektronische Form hinreichend gewährleis-

tet werden. 


